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Antrag

Beschlussentwurf:

Der Stadtrat beschließt, die Verwaltung wird beauftragt, dem Bündnis „Kommunen für
biologische Vielfalt“ e.V. beizutreten.

Begründung:

Mit der Umsetzung konkreter Maßnahmen vor Ort kommt den Kommunen beim Schutz der

biologischen Vielfalt eine herausragende Rolle zu, welche sich zunehmend auch in der

politischen und öffentlichen Wahrnehmung niederschlägt. Die „Nationale Strategie zur

biologischen Vielfalt“ der Bundesregierung aus dem Jahr 2007 spiegelt dies national ebenso

wieder, wie international der „Aktionsplan Städte, lokale Behörden und Biodiversität“, der

2010 auf der 10. Vertragsstaatenkonferenz der Convention on Biological Diversity (CBD)

verabschiedet wurde. Dieser Bedeutungszuwachs ist mit gesteigerter Wertschätzung aber

auch zunehmendem Handlungsdruck für die Kommunen verbunden. Neue Aufgaben sowie

ein verschärftes Augenmerk auf die Umsetzung bereits existierender Pflichten sind die

Konsequenz; innovative Wege bei der Aufgabenplanung, mehr Effizienz bei der Umsetzung

sowie eine auf die Akzeptanz betroffener Personengruppen abzielende Kommunikation ist

gefordert.

Das Bündnis „Kommunen für biologische Vielfalt“ e.V. unterstützt die Kommunen bei den

genannten Herausforderungen. Vorbildliche und innovative Maßnahmen zum Schutz der

biologischen Vielfalt wurden bereits in vielen Kommunen umgesetzt. Das Bündnis arbeitet

diese Maßnahmen und die dabei gemachten Erfahrungen auf und macht sie den

Kommunen zugänglich. Im Rahmen unterschiedlicher Veröffentlichungen werden Best-

Practice-Beispiele und wichtige Förderhinweise für die Kommunen präsentiert, durch

Workshops Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter geschult und durch die

gemeinsame inhaltliche Arbeit können wertvolle Kontakte zu anderen Kommunen geknüpft

werden. In Rheinland-Pfalz sind bereits mehrere Kommunen Mitglied im Bündnis, wie die

Verbandsgemeinde Rhein-Mosel, die Stadt Andernach oder die Landeshauptstadt Mainz,

um nur ein paar Beispiele zu nennen. Als eingetragener Verein kann das Bündnis zudem

Fördermittel beantragen und Projekte im Sinne der Kommunen durchführen. Dadurch kann

die Kommune bei Projekten verschiedener Art Einsparungen erzielen. Außerdem wird das
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Bündnis als Sprachrohr der Kommunen deren Interessen und Probleme in Bezug auf den

Schutz der lokalen Biodiversität stärker in öffentliche und politische Diskussionen hinein

vermitteln. Das Bündnis wird seine wachsende politische Schlagkraft dafür einsetzen, Bund

und Länder aufzufordern, entsprechende Rahmenbedingungen für den kommunalen

Naturschutz zu schaffen und die Kommunen auch in finanzieller Hinsicht zu unterstützen.

Angesichts der enormen Herausforderungen zum Schutz der biologischen Vielfalt, welche

auch von der Stadt Koblenz zu bewältigen sind, ist auf Grundlage der

Leistungsbeschreibung des Bündnisses „Kommunen für biologische Vielfalt“ e.V. der

Schluss zu ziehen, dass ein Bündnisbeitritt einen erheblichen Mehrwert für die Stadt

bedeuten würde.

Finanzielle Auswirkungen:

Jahresbeitrag nach Beitragsordnung: 740€
Möglichkeiten über das Bündnis zusätzliche Förderungen und zuschüsse zu beantragen.

Auswirkungen auf den Klimaschutz:

Siehe Begründung


